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ALLGEMEINVERFÜGUNG 

der Stadt Heidelberg zur Eindämmung 
der Verbreitung von 

COVID-19/Corona-Virus SARS-CoV2
vom 26.10.2020

Zur Abwendung einer weiteren Ausbrei-
tung von COVID-19/SARS-CoV-2/Coro-
na-Virus erlässt die Stadt Heidelberg als 
zuständige Ortspolizeibehörde gemäß § 
28 Absatz 1 Satz 1 Infektionsschutzgesetz 
(IfSG), § 1 Absatz 6 der Verordnung des So-
zialministeriums über die Zuständigkei-
ten nach dem IfSG (IfSGZustV), § 35 Satz 2 
des Landesverwaltungsverfahrensgeset-
zes (LVwVfG) folgende 

Allgemeinverfügung:
1. Die Allgemeinverfügung der Stadt 
Heidelberg zur Eindämmung der Ver-
breitung von COVID-19/Corona-Virus 
SARS-CoV2 vom 15.10.2020 wird aufge-
hoben.
2. Abweichend von § 9 der Gaststätten-
verordnung der Landesregierung und 
der Sperrzeitverordnung der Stadt Hei-
delberg vom 24. Juli 2018 beginnt für 
alle Gaststättenbetriebe (Schank- und 
Speisewirtschaften) und für öffentliche 
Vergnügungsstätten (einschließlich der 
Spielhallen, Spielbanken und Wettver-
mittlungsstellen) im gesamten Stadtge-
biet Heidelberg die Sperrzeit täglich um 
23:00 Uhr. Die Sperrzeit endet jeweils um 
6:00 Uhr. 
3. Freitags und samstags jeweils von 23:00 
Uhr bis 6:00 Uhr des Folgetages gilt im ge-
samten Stadtgebiet Heidelberg ein Verbot 
für den Verkauf und die Abgabe von al-
koholischen Getränken, einschließlich 
des Gassenschanks im Sinne von § 7 Ab-
satz 2 des Gaststättengesetzes. 
4. Ausnahmen von den Regelungen der 
Ziffern 2 und 3 erteilt das Bürger- und 
Ordnungsamt aus wichtigem Grund im 
Einzelfall.
5. Für den Fall der Nichtbeachtung der 
Vorgaben der Ziffern 2 und 3 dieser Verfü-
gung wird die Anwendung des unmittel-
baren Zwangs angedroht. 
6. Die Regelungen dieser Allgemeinver-
fügung treten, sobald der 7-Tages-Inzi-
denzwert von 50 Neuinfektionen bezo-
gen auf 100.000 Einwohner mindestens 
7 Tage lang für den Stadtkreis Heidelberg 
unterschritten wird, am Folgetag außer 
Kraft. Maßgeblich hierfür sind die Veröf-
fentlichungen des Gesundheitsamtes des 
Rhein-Neckar-Kreises. 
7. Diese Allgemeinverfügung gilt gemäß § 
41 Absatz 4 Satz 4 LVwVfG einen Tag nach 
ihrer ortsüblichen Bekanntmachung als 
bekannt gegeben.
8. Die Entscheidung ergeht von Amts we-
gen im öffentlichen Interesse gebühren-
frei.

Hinweise
Es gilt die aktuelle Corona-Verordnung 
der Landesregierung in der jeweils ak-

tuell gültigen Fassung. Mit dieser Allge-
meinverfügung werden weitergehende 
Maßnahmen für das Stadtgebiet Heidel-
berg angeordnet. Dies lässt die Corona-
Verordnung der Landesregierung gemäß 
§ 20 CoronaVO zu. 
Diese Allgemeinverfügung ist kraft Ge-
setzes sofort vollziehbar nach § 28 Abs. 
3 in Verbindung mit § 16 Abs. 8 IfSG, so-
dass Widerspruch und Anfechtungskla-
ge keine aufschiebende Wirkung haben. 
Das Verwaltungsgericht Karlsruhe kann 
gemäß § 80 Absatz 5 VwGO auf Antrag 
die aufschiebende Wirkung von Wider-
spruch und Anfechtungsklage ganz oder 
teilweise anordnen. 
Nach § 73 Abs. 1a Nr. 6 IfSG handelt ord-
nungswidrig, wer einer vollziehbaren 
Anordnung nach § 28 Absatz 1 Satz 1 IfSG 
zuwiderhandelt. Die Ordnungswidrig-
keit kann gemäß § 73 Abs. 2 IfSG mit einer 
Geldbuße bis zu 25.000,- Euro geahndet 
werden.

Begründung
I.

Bei dem Coronavirus (SARS-CoV-2) han-
delt es sich um ein sehr leicht über-
tragbares Virus. Es kann auch durch 
Personen übertragen werden, die nicht 
erkennbar krank sind oder nur leichte 
Erkrankungssymptome zeigen. Ein di-
rekter Kontakt mit infizierten Personen 
ist daher unbedingt zu vermeiden. Damit 
soll einer unkontrollierbaren und nicht 
mehr einzudämmenden flächenhaften 
Verbreitung des Coronavirus (SARS-CoV 
2) entgegengewirkt werden. Insbesonde-
re ältere Menschen und solche mit vorbe-
stehenden Grunderkrankungen sind von 
schweren Krankheitsverläufen betroffen 
und können an der Krankheit sterben. 
Da weder eine Impfung in den nächsten 
Monaten noch derzeit eine spezifische 
Therapie zur Verfügung stehen, müssen 
alle Maßnahmen ergriffen werden, um 
die Ausbreitung zu verlangsamen, damit 
die Belastung für das Gesundheitswesen 
reduziert und die medizinische Versor-
gung sichergestellt werden kann. 
Laut Faktenblatt Coronavirus des Ge-
sundheitsamtes des Rhein-Neckar-Krei-
ses zum Stand 26.10.2020 beträgt die 
7-Tage-Inzidenz für die Stadt Heidelberg 
aktuell 83,0. Die Gesamtzahl der Fälle be-
läuft sich auf 809; sieben Personen sind 
bisher am Coronavirus verstorben. 

II.
Das Bürger- und Ordnungsamt der Stadt 
Heidelberg ist gemäß § 1 Abs. 6 der Ver-
ordnung des Sozialministeriums über 
Zuständigkeiten nach dem Infektions-
schutzgesetz (IfSGZustV) vom 19.07.2007 
in der ab 29. Mai 2020 bis 1. April 2021 gel-
tenden Fassung als Ortspolizeibehörde 
zuständig für die Anordnung von Maß-
nahmen nach § 28 Abs. 1 Satz 1 IfSG. 
Im Falle des § 1 Abs. 6a Satz 1 IfSGZustV 
ist bei einer epidemischen Lage von na-
tionaler Tragweite im Sinne des § 5 IfSG 
und des Überschreitens eines Schwel-

lenwertes von 50 neu gemeldeten SARS-
CoV-2-Fällen pro 100.000 Einwohner in 
den vorangehenden sieben Tagen (7-Ta-
ge-Inzidenz) innerhalb eines Stadt- oder 
Landkreises bis zum Ablauf des 31. Mai 
2021 abweichend von Absatz 6 Satz 1 das 
Gesundheitsamt für Maßnahmen nach 
§§ 16, 17, 28 und 31 IfSG zur Bekämpfung 
dieses Infektionsgeschehens zuständig. 
Allerdings wurde das Vorliegen der Vo-
raussetzungen des Absatzes 6a bisher 
nicht gemäß Absatzes 6c vom Landes-
gesundheitsamt gegenüber den betrof-
fenen Behörden festgestellt, sodass sich 
die Zuständigkeit weiterhin nach § 1 Ab-
satz 6 richtet. 

Zu der Begründung im Einzelnen:

Zu den Ziffern 2 und 3: 
Mit Schreiben vom 23.10.2020 hat das Mi-
nisterium für Soziales und Integration 
angeordnet, dass die zuständigen Be-
hörden die Einführung einer Sperrstun-
de um 23 Uhr für Gastronomiebetriebe 
einschließlich eines generellen Außen-
abgabeverbotes von Alkohol zu verfü-
gen haben, wenn die 7-Tages-Inzidenz 
von 50/100.000 Einwohnern bezogen 
auf einen Landkreis oder eine kreisfreie 
Stadt überschritten wird. Da sich der-
zeit die 7-Tages-Inzidenz im Stadtgebiet 
Heidelberg negativ entwickelt und die 
Eingriffsschwelle von 50 überschritten 
wurde, erscheint es somit geboten, für 
das Stadtgebiet Heidelberg und die Be-
völkerung Maßnahmen anzuordnen, die 
über die Beschränkungen der landeswei-
ten Verordnung hinausgehen.
Die Einführung einer Sperrstunde für 
Gastronomiebetriebe ab 23 Uhr dient 
insbesondere dazu, dem nächtlichen 
Ausgehverhalten der Bevölkerung ein 
steuerbares zeitliches Ende zu setzen. Die 
Einsatzkräfte des KOD haben festgestellt, 
dass mit fortscheitender Stunde die Al-
koholisierung und damit einhergehend 
die Enthemmung der Besucherinnen und 
Besucher von Gastronomiebetrieben zu-
nimmt. Dies führt zu einer stetigen Ver-
schlechterung der Einhaltung von Hygie-
ne- und Infektionsschutzregeln, weshalb 
eine zeitliche Begrenzung der Möglich-
keit zum Ausgehen notwendig ist. 
Das parallele Außenabgabeverbot von Al-
kohol ab 23 Uhr dient dazu, Ausweichre-
aktionen des Publikums zu verhindern, 
nachdem eine Bewirtung in den zuvor ge-
öffneten Lokalitäten endet. Ziel ist es da-
bei, den Konsum alkoholischer Getränke 
im öffentlichen Raum, wobei die Verlet-
zung von Hygiene und Infektionsschutz-
regeln zu erwarten ist, zu verhindern und 
dadurch die Verbreitung des SARS-CoV-2- 
Virus möglichst einzudämmen. Um eine 
ungewollte Lücke bei der Beschaffung von 
alkoholischen Getränken zu vermeiden, 
ist ebenfalls ein Verbot des sogenannten 
„Gassenausschanks“ nach § 7 Abs. 2 GastG 
erforderlich. 

Mildere, gleich geeignete Mittel kommen 
nicht in Betracht. Insbesondere reichen 
derzeit, wie das oben dargestellte aktu-
elle Infektionsgeschehen zeigt, die sich 
aus der Corona-Verordnung angeordne-
ten Beschränkungen nicht aus, um eine 
schnelle Ausbreitung des SARS-CoV-2- 
Virus zu verhindern.

Zu Ziffer 5:
Nach § 20 Abs. 1 Satz 1 Landesverwal-
tungsvollstreckungsgesetz (LVwVG) 
ist der unmittelbare Zwang nach § 26 
LVwVG vor seiner Anwendung anzudro-
hen. Mildere Mittel als die Anwendung 
des unmittelbaren Zwangs, wie z.B. das 
Zwangsgeld, kommen nicht in Betracht, 
um die Beschränkungen umgehend 
durchzusetzen und damit die weitere 
Verbreitung von COVID19 wirksam zu 
verhindern.  

Zu Ziffer 6:
Der zeitliche Geltungsbereich für diese 
Allgemeinverfügung ist aus Gründen der 
Verhältnismäßigkeit mit einer auflösen-
den Bedingung versehen. Das Infekti-
onsgeschehen wird hierbei laufend eva-
luiert. Maßgebend für die Beurteilung 
sind die Veröffentlichungen des Gesund-
heitsamtes des Rhein-Neckar-Kreises. 

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Allgemeinverfügung kann in-
nerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
Widerspruch bei der Stadt Heidelberg mit 
Sitz in Heidelberg erhoben werden. 
Prof. Dr. Eckart Würzner
Oberbürgermeister

BEKANNTMACHUNG

Berichtigung der Bekanntmachung 
der 2. Satzung zur Änderung der Ob-
dachlosenunterkunftssatzung vom 8. 
Oktober 2020

Die Bekanntmachung der 2. Satzung zur 
Änderung der Obdachlosenunterkunfts-
satzung vom 8. Oktober 2020 im Heidel-
berger Stadtblatt vom 21. Oktober 2020 ist 
wie folgt zu berichtigen:
§ 13 Absatz 2 Nummer 3 lautet richtig wie 
folgt:
„3. Wohnanlage 
Kirchheimer Weg 67 � 6,50 € /qm“

Heidelberg, den 28.10.2020
Dr. Eckart Würzner, Oberbürgermeister

ORTSÜBLICHE BEKANNTMACHUNG

Aufstellung des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplans mit örtlichen Bau-
vorschriften Kirchheim - REWE  Im 
Franzosengewann

Der Gemeinderat der Stadt Heidelberg 
hat in öffentlicher Sitzung am 17. Dezem-
ber 2019 gemäß § 12 Absatz 2 Baugesetz-
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Bei der Stadt Heidelberg sind folgende Stellen zu besetzen:

Der Eigenbetrieb Theater und Orchester Heidelberg sucht zum nächstmöglichen 
Zeitpunkt eine/einen

Mitarbeiterin/Mitarbeiter (m/w/d)
für die Abteilung Haus- und Betriebstechnik
in Vollzeit (die durchschnittliche regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit beträgt derzeit 39 
Stunden).

Wir bieten Ihnen eine zunächst auf ein Jahr befristete Beschäftigung nach den Bedingungen 
des Tarifvertrags für den öffentlichen Dienst (TVöD-V); bei Bewährung besteht eine Perspek-
tive auf unbefristete Weiterbeschäftigung.

Haben wir Ihr Interesse geweckt? 
Die detaillierte Stellenausschreibung mit den notwendigen Qualifikationen sowie weiteren 
Informationen finden Sie unter 

www.heidelberg.de/stellenausschreibungen 
oder
www.theaterheidelberg.de/unser-haus/jobs-praktika-ausbildung

Beim Amt für Umweltschutz, Gewerbeaufsicht und Energie sind zum nächstmöglichen 
Zeitpunkt zwei Teilzeitstellen in der Abteilung Natur- und Landschaftsschutz als

Sachbearbeiterin/Sachbearbeiter Naturschutzrecht 
(m/w/d)
im Umfang von 15 bis 35 Stunden/Woche zu besetzen. Die Teilzeitstellen sind nach Besol-
dungsgruppe A 11 Landesbesoldungsgesetz Baden-Württemberg (LBesGBW) beziehungswei-
se Entgeltgruppe 10 des Tarifvertrags für den öffentlichen Dienst (TVöD-V) zu bewerten.

Haben wir Ihr Interesse geweckt? 
Dann freuen wir uns auf Ihre Bewerbung mit aussagekräftigen Unterlagen bis spätestens 18. 
November 2020 online unter

www.heidelberg.de/stellenausschreibungen.

Hier finden Sie auch die detaillierte Stellenausschreibung mit den notwendigen Qualifikatio-
nen sowie weiteren Informationen.

BEKANNTMACHUNGEN

buch (BauGB) beschlossen, für den Be-
reich für den Bereich 
Kirchheim - REWE Im Franzosengewann 
ein Bebauungsplanverfahren einzuleiten.
Die Grenze des Geltungsbereichs des vor-
habenbezogenen Bebauungsplans mit 
örtlichen Bauvorschriften ist dem abge-
druckten Lageplan zu entnehmen.

Beschleunigtes Verfahren gemäß § 13a 
BauGB
Der vorhabenbezogene Bebauungsplan 
wird als Bebauungsplan der Innenent-
wicklung im beschleunigten Verfahren 
gemäß § 13a BauGB ohne Durchführung 
einer Umweltprüfung nach § 2 Absatz 4 
BauGB aufgestellt.

Öffentliche Auslegung
Der Gemeinderat der Stadt Heidelberg hat 
in seiner Sitzung am 08. Oktober 2020 dem 
Entwurf des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplans mit örtlichen Bauvorschriften 
und der Begründung -jeweils in der Fas-
sung vom 18. Mai 2020 -mit Änderungen 
vom 08.10.2020- zugestimmt und die öf-
fentliche Auslegung der Planunterlagen 
gemäß § 3 Absatz 2 BauGB beschlossen.
Es besteht Gelegenheit, den Entwurf des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplans mit 
örtlichen Bauvorschriften, die Entwurfs-
begründung, den Vorhaben- und Erschlie-
ßungsplan in der Fassung vom 05.05.2020, 
sowie die bereits vorliegenden umweltbe-
zogenen Stellungnahmen, Untersuchun-
gen und Gutachten in der Zeit 

vom 12. November 2020 bis 
einschließlich 23. Dezember 2020

im Technischen Bürgeramt der Stadt 
Heidelberg und im Internet unter www.
heidelberg.de/bekanntmachungen einzu-
sehen.
Die DIN-Norm, auf die in den Festset-
zungen des Bebauungsplans Bezug ge-
nommen wird, wird zur Einsichtnahme 
bereitgehalten.

Im Einzelnen liegen folgende 
Gutachten bzw. Untersuchungen vor:
	› �Artenschutzrechtliche Untersuchung 
„Neubau Rewe-Markt in Heidelberg-
Kirchheim – Artenschutzrechtliches 
Gutachten – Zwischenbericht“, erstellt 
durch das Plan A GmbH, Büro für Ob-
jekt- und Umweltplanung, Heidelberg, 
27.04.2020

	› �Artenschutzrechtliche Untersuchung 
„Neubau Rewe-Markt in Heidelberg-

Kirchheim – Artenschutzrechtliches 
Gutachten – Endbericht“, erstellt durch 
das Plan A GmbH, Büro für Objekt- und 
Umweltplanung, Heidelberg, 21.07.2020

	› �Schalltechnische Untersuchung vom 
11.04.2019, erstellt durch Büro MODUS 
CONSULT Dr. Frank Gericke GmbH 
Bruchsal

	› �Baugrund- und Gründungsgutachten: 
„BV Erweiterung REWE-Markt, Im Fran-
zosengewann, Heidelberg-Kirchheim 
– Baugrund- und Gründungsgutach-
ten“, erstellt durch HPC AG, Karlsruhe, 
27.02.2017

	› �Nahversorgungsanalyse Kirchheim - 
Neubau eines REWE-Marktes in Kirch-
heim (Im Franzosengewann/Hardtstra-
ße) vom November 2015

	› �Orientierende Altlastenuntersuchung: 
„BV Erweiterung REWE-Markt, Im 
Franzosengewann, Heidelberg-Kirch-
heim - Orientierende Altlastenuntersu-
chung“, erstellt durch HPC AG, Karlsru-
he, 27.02.2017

	› �Allgemeine Vorprüfung nach dem Ge-
setz über die Umweltverträglichkeits-
prüfung (§ 3c UVPG in Verbindung mit 
Anlage 1 und 2) - Vorhabenbezogener 
Bebauungsplan „REWE Im Franzosen-
gewann“, Kirchheim, Stand: 17.02.2020

In den ausgelegten Planunterlagen 
werden folgende umweltrelevanten 
Themen behandelt:
Schutzgut Wasser: Wasserschutzgebiet, 
Versickerung
Schutzgut Boden: Versiegelung, Altlas-
ten
Schutzgut Tiere und Pflanzen: Brutvö-
gel,Mauereidechsen, Fledermäuse,  Neu- 
und Ersatzpflanzungen,  Fassaden- und 
Dachbegrünung
Schutzgut Luft/Klima: Verbesserung des 
Mikroklimas durch Begrünungsmaßnah-
men
Schutzgut Mensch: Immissionen durch 
Gewerbelärm 
Stellungnahmen zur Planung können 
während der Auslegungsfrist schriftlich 
oder mündlich zur Niederschrift im Tech-
nischen Bürgeramt sowie im Internet 
vorgebracht werden.
Nicht fristgerecht abgegebene Stellung-
nahmen können bei der Beschlussfas-
sung über diesen Bebauungsplan unbe-
rücksichtigt bleiben.
Bedingt durch die Corona-Pandemie ist 
das Technische Bürgeramt für Besuche-
rinnen und Besucher aktuell am Diens-
tag von 11.00 bis 12.30 Uhr und Don-
nerstag von 15.00 bis 17.00 Uhr geöffnet. 
Darüber hinaus ist eine Einsichtnahme in 
die ausgelegten Planunterlagen im Tech-
nischen Bürgeramt nach vorheriger ter-
minlicher Absprache unter den Telefon-
nummern 06221 – 58 25150 und 58 25160 
oder per E-Mail unter bauberatung@hei 
delberg.de möglich.
Ort: Technisches Bürgeramt,
Verwaltungsgebäude Prinz Carl, EG

Kornmarkt 1, 69117 Heidelberg
Telefonische Erreichbarkeit: 	
Montag	�  8.00 bis 12.00 Uhr
Dienstag	�  8.00 bis 16.00 Uhr
Mittwoch	�  8.00 bis 16.00 Uhr
Donnerstag	�  8.00 bis 17.30 Uhr
Freitag 	�  8.00 bis 12.00 Uhr
Auskünfte und Erläuterungen zu den 
Planungsabsichten außerhalb der Öff-
nungszeiten werden nach telefonischer 
Vereinbarung unter der Telefonnummer 
06221-58 23140 erteilt.
Heidelberg, den 27.10.2020
Stadt Heidelberg, Stadtplanungsamt

ORTSÜBLICHE BEKANNTMACHUNG

Die ortsübliche Bekanntmachung des 
Satzungsbeschlusses zum Bebauungs-
plan mit örtlichen Bauvorschriften 
Kirchheim – Innovationspark im „stadt-
blatt“ am 23.09.2020 enthielt einen re-
daktionellen Fehler. Die ortsübliche Be-
kanntmachung wird daher berichtigt 
und wie folgt erneut veröffentlicht:
Satzungsbeschluss für den Bebau-
ungsplan mit örtlichen Bauvorschrif-
ten Kirchheim - Innovationspark
Der Gemeinderat der Stadt Heidelberg hat 
in öffentlicher Sitzung am 23.07.2020 ge-
mäß § 10 des Baugesetzbuchs (BauGB) in 
Verbindung mit § 4 der Gemeindeordnung 
(GemO) den Bebauungsplan Kirchheim 
- Innovationspark sowie die örtlichen 

Bauvorschriften gemäß § 74 der Landes-
bauordnung (LBO) in Verbindung mit § 4 
GemO als Satzung beschlossen. Dieser Be-
schluss wird hiermit gemäß § 10 Absatz 3 
BauGB ortsüblich bekannt gemacht.
Die Grenze des Geltungsbereichs des 
Bebauungsplans mit örtlichen Bauvor-
schriften verläuft im Westen an der 
Speyerer Straße, im Norden entlang der 
Promenade auf dem ehemaligen Bahn-
damm sowie östlich des bestehenden 
Hotels entlang der Rudolf-Diesel-Straße. 
Im Osten bildet der Kirchheimer Weg 
die Grenze; im Süden der Margot-Becke-
Ring und der Carl-Friedrich-Gauß-Ring 
(ehemals Straße „Im Mörgelgewann“). 
Die Grenze des Geltungsbereichs ist 
auch dem abgedruckten Lageplan zu 
entnehmen.

Mit dieser Bekanntmachung treten der 
Bebauungsplan und die örtlichen Bau-
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